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soll, den Einfluß der neuen Medien auf die Gesell-
schaftsstruktur im interdisziplinären Verbund zu
erforschen. Die Mühe, die wir auf die Besetzung
der Informatikprofessuren verwandt haben, hat
sich gelohnt. Wir haben beide Professuren — so-
weit ich das beurteilen kann — optimal besetzen
können. Und zum nächsten Wintersemester wird
aller Voraussicht nach der Betrieb im Studiengang
„Wirtschaftsinformatik" aufgenommen werden
können.

Selbstverständlich wissen wir, daß die Welt nicht
nur aus neuen Medien und Informatik besteht, so

wie die Gründer unserer Universität wußten, daß
der Handel mehr ist als kaufmännisches Rech-
nungswesen. Die Welt, in der wir leben, können
wir deshalb nur dann besser verstehen, wenn wir sie
durch die Brille all der Fächer betrachten, über die
wir verfügen. Daher werden wir in der Bewältigung
unserer Aufgaben umso erfolgreicher sein, je bes-
ser die Fächer zusammenwirken. Dazu wird das
derzeitige Rektorat nach besten Kräften beitragen.

Horst Siebert Umweltschutz und
Wirtschaftswachstum
Überwindung eines
Zielkonflikts?

Ende der sechziger Jahre kam das Bild des Raum-
schiffes Erde1* auf: Wie eine riesige Apollo-Kapsel
zieht sie durch das Weltall, mit 4,7 Mrd. Menschen
an Bord, mit dünnen Schutzschichten wie der
Magnetosphäre, den Van-Allen-Gürteln und der
Erdatmosphäre umgeben. Die Bordvorräte sind
begrenzt, aber die Astronauten des Raumschiffes
nehmen erschreckend zu. Produktion und Kon-
sum verursachen immer größere Abfallmengen
und mehr Schadstoffe, die im Raumschiff selbst
untergebracht werden müssen und dort die
„Lebensqualität" beeinträchtigen. Die Trinkwas-
serversorgung wird durch die Abfallproduktion in
Frage gestellt, und Teile der Klimaanlage wie der
deutsche Wald arbeiten nicht mehr richtig: Die
Luft zum Atmen wird knapp und verschmutzt.

Dieses Bild wurde durch die nunmehr gut zehn
Jahre zurückliegenden Veröffentlichungen des
Club ofRome2' aus demjahr 1972 akzentuiert: Der
Erde wurde ein nicht allzu erfreuliches Ende
bescheinigt: Die Grusical-Computer des Club of
Rome errechneten, daß neben einer Reihe von
Phänomenen wie einer Bevölkerungsexplosion,
Nahrungsmittelmangel, Rohstoffknappheit auch
eine Umweltkrise das Ende der Menschheit her-
aufbeschwören kann.

Bilder — auch mit der etwas anspruchsvolleren
Bezeichnung Paradigma versehen — stellen Orien-
tierungen dar, — für die Wissenschaft, die Öffent-
lichkeit und die Politik, und das Bild des Raum-
schiffes Erde kontrastiert markant mit dem Wachs-
tumsoptimismus, der die Zeit in den 50er und 60er
Jahren kennzeichnete, wo in der vom zweiten
Weltkrieg gezeichneten Welt, besonders in Eu-
ropa, immense Wachstumskräfte freigesetzt wur-
den. In der Bundesrepublik lag im Durchschnitt
der 50er Jahre die reale Wachstumsrate bei 8 v. H.
Von 1950 bis 1971 steigerten wir das Brutto-
sozialprodukt — eine Formulierung, die mittler-
weile in einen Schlager Eingang gefunden hat —
um das Vierfache. In Japan vervierfachte sich das
Bruttosozialprodukt von 1958 bis 1970, also sogar
innerhalb von zwölf Jahren. Wachstum hatte aber
nicht nur etwas mit dem Wiederaufbau nach dem
Krieg zu tun. Es bestand international Einigkeit
darüber, daß die Entwicklungsländer nur dann ihre
Situation verbessern könnten, wenn sie langan-
dauernde Wachstumsprozesse in Gang setzen
könnten.

Fängt das Bild des Raumschiffes Erde unsere Situa-
tion richtig ein? Sind wirtschaftliches Wachstum
und Umweltschutz nicht kompatibel? Müssen wir
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wirtschaftliches Wachstum aufgeben, wenn wir die
Umwelt schützen wollen? Müssen wir einen
Wachstumsstopp verfügen, um die Umwelt schüt-
zen zu können? Oder brauchen wir Wachstum zur
Finanzierung des Umweltschutzes?

Mit drei Fragen möchte ich mich in meinem Refe-
rat auseinandersetzen:

1. Besteht ein Zielkonflikt zwischen Umwelt-
schutz und quantitativem Wachstum?

2. Inwieweit beruht der Zielkonflikt auf diametral
entgegengesetzten Wertvorstellungen?

3. Beseitigt die Zuweisung der Umweltkosten den
Zielkonflikt?

1. Besteht ein Zielkonflikt zwischen Umwelt-
schutz und quantitativem Wachstum?

Wirtschaftliches Wachstum wird in der Regel als
eine Zunahme des Brutto- oder Nettosozialpro-
dukts einer Volkswirtschaft in einem Jahr interpre-
tiert, also des produzierten Güterberges, bei uns
1597 Mrd. DM im Jahr 1982 (Bruttosozialprodukt).
Das Maß des Brutto- oder Nettosozialprodukts
wird als Indikator der Leistungsfähigkeit einer
Volkswirtschaft, als Maßstab der Güterversorgung
der Bevölkerung und — bei sehr mutiger Interpreta-
tion — als Anzeiger des Wohlstandes eines Landes
angesehen.

Unter Umwelt verstehen wir die Gesamtheit der
den menschlichen Lebensraum definierenden na-
türlichen Gegebenheiten. Die Umwelt wird vom
Menschen für zwei große Funktionen genutzt.

Einmal ist sie ein öffentliches Konsumgut. Unter
einem öffentlichen Gut verstehen die Ökonomen
ein Gut, das von allen in gleichen Mengen genutzt
wird, von dessen Nutzung technologisch niemand
ausgeschlossen werden kann. Das typische Beispiel
ist etwa ein Leuchtturm, der allen Fischern zur Ver-
fügung steht. Umwelt oder einzelne Umweltsy-
steme wie etwa die Luft oder die Schönheit der
Landschaft sind solche öffentlichen Güter.

Zum anderen wird die Umwelt als Aufnahmeme-
dium für Schadstoffe eingesetzt, also uner-
wünschte Kuppelprodukte, die in Konsum und
Produktion anfallen. Solange die Umwelt ein über-

reichlich vorhandenes Gut ist, etwa ihre Assimila-
tionskapazität sehr groß ist, stellt Umweltnutzung
kein Problem dar. Probleme treten erst auf, wenn
die Umwelt knapp wird, denn dann konkurrieren
die oben beschriebenen Verwendungen miteinan-
der. Die Funktion der Umwelt: Aufnahmemedium
von Schadstoffen konkurriert mit der Funktion:
Öffentliches Konsumgut. Wenn wir mehr Schad-
stoffe an die Umwelt abgeben, leidet die Umwelt-
qualität.

Bei gegebener Technologie in Produktion und Ent-
sorgung und unter einer Reihe anderer Bedingun-
gen, auf die ich noch zu sprechen komme, erwächst
aus der Verwendungskonkurrenz der Umwelt ein
Zielkonflikt zwischen einer quantitativen Zunah-
me des Güterberges und der herrschenden Um-
weltqualität. Die Wirtschaftswissenschaft spricht
hier von der Produktionsmöglichkeitskurve einer
Volkswirtschaft, die uns angibt, wieviel wir maxi-
mal an Normalgütern erstellen können und wie-
viel Schadstoffe — oder Verlust an Umweltquali-
tät — wir dabei in Kauf nehmen müssen. Mit
zunehmender Produktion — so lautet etwa die
These — werden mehr Schadstoffe produziert, und
zwar auch deshalb, weil mehr Material in der Pro-
duktion eingesetzt wird, das nach dem Gesetz von
der Erhaltung der Masse an die Umwelt abgegeben
wird. Neue Produkte treten auf den Markt, die
zusätzliche Abfallprodukte darstellen. Der Kon-
sum der Haushalte steigt — und damit fallen mehr
Schadstoffe an. Das Verkehrsaufkommen nimmt
zu; wir brauchen mehr Energie, und damit steigen
die in den fossilen Brennstoffen gebundenen Ab-
fallprodukte wie Schwefeldioxid, Kohlenmonoxid
und Stickoxid. Es besteht also — so die These —
eine Kopplung zwischen dem erstellten Güterberg
einer Volkswirtschaft einerseits und der Umwelt-
verschmutzung andererseits. Plastisch ist dies im
Bild der rauchenden Schlote eingefangen worden.
Der rauchende Schlot als Symbol der industriellen
Kraft, aber gleichzeitig als Sinnbild dafür, daß
Umweltverschmutzung entsteht. Wirtschaftliche
Aktivität und wirtschaftliches Wachstum bringen
— so die These — notwendigerweise Umwelt-
schmutz mit sich.

Der relativ einfache Zusammenhang zwischen
mehr Gütererzeugung und mehr Umweltschmutz
läßt sich auch herumdrehen: Auf wieviel Güter
muß man verzichten, wenn man mehr Umweltqua-
lität will? Welche Mengen an Arbeit und Kapital
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und an anderen Produktionsfaktoren müssen wir
in der Entsorgung einsetzen, im Bau von Kläranla-
gen, in Wirbelschichtverfahren, in Filtern? Diese
Produktionsfaktoren werden der normalen Pro-
duktion entzogen. Umweltschutz hat Opportuni-
täts- oder Alternativkosten, also Kosten dafür daß
man andere Opportunitäten oder Aktivitäten wie
die normale Produktion nicht weiter verfolgen
kann. Etwa 1-2 v. H. des Bruttosozialprodukts ist
jährlich für Umweltschutz aufzuwenden.3) Es wird
geschätzt, daß die chemische Industrie in der Bun-
desrepublik etwa 11,0 v. H. ihrer Investitionsausga-
ben für Umweltschutzzwecke aufwendet, bei der
Mineralölverarbeitung liegt dieser Anteil bei 20,6
v. H., bei der Zellstoff- und Papierindustrie bei 9,9
v. H., bei der Grundstoff- und Produktionsgüterin-
dustrie bei 10,4 v. H. und bei der Industrie insge-
samt bei 5,2 v. H.4) Diese Zahlen fangen den trade-
off zwischen Güterherstellung und Umweltschutz
recht plastisch ein. Für den Ökonomen ist eine
solche Botschaft nichts Neues: There is no such
thing as a free lunch.5) Es gibt nichts umsonst. Wir
leben nicht in einem Paradies, sondern in einer
Welt der Knappheit. Will man mehr Umweltquali-
tät, so muß man auf andere Güter verzichten. Die-
ser Zielkonflikt zwischen Umweltqualität einer-
seits und Güterproduktion andererseits signali-
siert, daß Umwelt im Verlauf der wirtschaftlichen
Entwicklung ein knappes Gut geworden ist.

In unserer bisherigen Betrachtung haben wir den
Zielkonflikt zwischen Umweltschutz und wirt-
schaftlichem Wachstum oder Güterversorgung
lediglich von den Produktionsmöglichkeiten einer
Volkswirtschaft her betrachtet, also in einem tech-
nologischen Sinn. Der dabei auftretende Zielkon-
flikt bedarf nun aber der Bewertung. Denn nur eine
Bewertung kann darüber entscheiden, welche Um-
weltqualität man anstreben soll. Wie wird diese
Umweltqualität bestimmt? Wieviel Umwelt
braucht der Mensch? Damit bin ich bei dem zwei-
ten Punkt meines Referates.

2. Inwieweit beruht der Zielkonflikt auf diame-
tral unterschiedlichen Wertvorstellungen?

Wenn sich im Verlauf der wirtschaftlichen Ent-
wicklung die Wertschätzung zugunsten eines
Gutes verändert, so ist dies ein völlig normaler Pro-
zeß. Wenn in der Zeit der Pferdekutschen die Wirt-
schaftssubjekte bereit sind, einen größeren Teil
ihres Einkommens für Automobile zu verwenden,

dann werden mehr Automobile produziert. Die
höhere Zahlungsbereitschaft der Wirtschaftssub-
jekte schlägt sich auf dem Markt in höheren Prei-
sen nieder. Sektoren wie der Automobilbau, die
von der Präferenzverschiebung positiv betroffen
sind, expandieren, die anderen — wie die Produk-
tion von Pferdekutschen — werden zurückge-
drängt. Und wenn ein Gut wie Erdöl knapper wird,
dann signalisiert der höhere Preis die größere Zah-
lungsbereitschaft und damit die höhere Bewer-
tung. Warum gilt dies nicht bei einer größer wer-
denden Umweltknappheit? Es gilt deshalb nicht,
weil Umwelt wie etwa Luft ein öffentliches Gut ist,
von dessen Nutzung niemand ausgeschlossen wer-
den kann. Damit aber kann die Zahlungsbereit-
schaft des einzelnen Wirtschaftssubjekts nicht
mehr über den Markt ermittelt werden; es taucht
bei der Bestimmung der anzustrebenden Umwelt-
quahtät das sog. Freifahrerproblem auf. Denn ein
Wirtschaftssubjekt muß für seine Umweltnach-
frage nicht mit dem Verzicht auf Einkommen ein-
stehen. Das einzelne Wirtschaftssubjekt muß seine
Nachfrage nach Umweltqualität nicht am Markt
mit dem Verzicht auf Einkommen bezahlen. Man
kann ihm oder ihr zwar hypothetisch die Frage stel-
len, wieviel DM er (oder sie) für die Verbesserung
der Umwelt zu zahlen bereit wäre(n), aber Indivi-
duen können bewußt verzerrend antworten. Da
der Freifahrer oder Tnttbrettfahrer nicht aus-
geschlossen werden kann, kann der Befragte seine
Antworten verfälschen, etwa indem er den Wert
niedrig ansetzt, weil er befürchtet, daß die Befra-
gung Grundlage für eine spätere Gebührenerhö-
hung ist. Oder aber indem er den Wert bewußt
hoch veranschlagt, um einem bestimmten Verwen-
dungszweck ein starkes Gewicht zu geben. Fazit:
Die anzustrebende Umweltqualität kann nicht
über die Zahlungsbereitschaft der Individuen am
Markt bestimmt werden. Folglich muß sie durch
eine politische Entscheidung festgelegt werden.
Diese politische Entscheidung hat einen inhaltli-
chen und einen institutionellen Aspekt.

2.1 Welchen inhaltlichen Aspekt hat die Wert-
entscheidung?

Der inhaltliche Aspekt besteht darin, daß die anzu-
strebende Umweltqualität Nutzen und Kosten ver-
ursacht. Läßt der Staat die Nutzung der Umwelt als
Aufnahmemedium von Schadstoffen zum Nullta-
rif zu, so wird das Gut Umwelt übernutzt. Läßt er
überhaupt keine Abgabe von Schadstoffen an die
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Umweltsysteme zu, so wird die wirtschaftliche
Tätigkeit auf ein Minimum reduziert. Wie bei
jedem Optimierungskalkül verlangt auch die
Bestimmung der anzustrebenden Umweltqualität
den Vergleich von Nutzen der Umweltpohtik und
ihren Kosten.

Die optimale Umweltqualität ist dadurch gekenn-
zeichnet, daß sich der Nutzenzuwachs aus der Ver-
ringerung einer Schadstoffeinheit und der dadurch
bedingte Kostenzuwachs gerade die Waage halten.
Verursacht nämlich die Beseitigung einer Schad-
stoffeinheit mehr Nutzen als sie kostet, so sollte
diese Schadstoffeinheit beseitigt werden. Bringt
dagegen die Beseitigung einer Schadstoffeinheit
mehr Kosten als Nutzen, so sollte die Beseitigung
unterbleiben. Dieses Abwägen zwischen Nutzen
und Kosten muß auch dann erfolgen, wenn eine
Bestimmung der Nutzen in monetären Größen
nicht möglich ist. Auch dann müssen in einer poli-
tischen Entscheidung die Nutzen und die Kosten
der Umweltpolitik gegeneinander abgewogen wer-
den.

Es besteht kein Zweifel darüber, daß die Bestim-
mung der Nutzen und Kosten auf erhebliche
Schwierigkeiten stößt, und zwar gerade weil
Umwelt ein öffentliches Gut ist und sich der
Bewertung durch die Märkte entzieht. Zwar kön-
nen wir festhalten, daß die Nutzen der Umweltpo-
litik in den verhinderten Umweltschäden bestehen
und daß Ansatzpunkt für die Vermeidung von
Schäden die Reduzierung von Immissionen ist.
Um die verhinderten Schäden genauer zu bestim-
men, braucht die Politik Informationen darüber,
wie sich die Reduzierung der Immissionen auf ver-
schiedene Bereiche auswirkt: Schäden an der Na-
tur sowie wirtschaftliche Schäden. Sicher ist die
Abschätzung der Nutzen der Umweltpolitik des-
halb schwierig, weil verläßliche Daten über
Umweltschäden umstritten sind; es bestehen aber
nicht nur technische Informationsprobleme in
dem Sinne, wie bestimmte Schadstoffkonzentra-
tionen ökonomische Güter negativ beeinflussen —
wie beim Waldsterben; es tritt zusätzlich das Pro-
blem der Bewertung dieser Schäden auf.

Auch bei der Ermittlung der Kosten der Umwelt-
politik ergeben sich Probleme. Relativ einfach ist
noch die Bestimmung der Entsorgungskosten;
aber zu den Kosten der Umweltpolitik zählen auch
solche Phänomene wie Beschäftigungseffekte,

Preissteigerungen und der mögliche Verlust der
internationalen Wettbewerbsfähigkeit.

Im Vergleich zu anderen Ländern spielt für die
Bundesrepublik wegen der dichten Besiedelung
die Umweltqualität eine besondere Rolle. Wäh-
rend andere Länder wie etwa Frankreich, die USA
oder Kanada reichlich über Natur verfügen, stoßen
sich bei uns die beiden Funktionen der Umwelt als
öffentliches Konsumgut und als Aufnahmeme-
dium dicht im Raum. Dieser Zielkonflikt erscheint
deshalb besonders brisant.

Spitzt man die Frage nach der anzustrebenden
Umweltqualität auf das Thema Umweltschutz ver-
sus Wirtschaftswachstum zu, so verlangt unsere
Problemstellung auch einen Nutzen-Kosten-Ver-
gleich zwischen wirtschaftlichem Wachstum einer-
seits und Umweltschutz andererseits. Bei den
Kosten der Umweltpolitik müssen dann auch die
Nachteile eines verringerten Wachstums verbucht
werden. Für die Länder der Dritten Welt ist wirt-
schaftliches Wachstum eine unbedingte Notwen-
digkeit. Mit einer erhöhten Lebenserwartung ihrer
Bewohner infolge medizinischer Versorgung und
einer immer noch hohen Geburtsrate versehen,
ausgestattet mit erst wenigen Industrien und
gekennzeichnet durch eine immense Armut, durch
einen Fehlbedarf wichtiger Güter, durch Pro-Kopf-
Einkommen von jährlich unter 500 DM in Afrika
und Asien — Indien etwa 240 $ pro Jahr—, würde
ein Wachstumsstopp die Länder der Dritten Welt
in ein Chaos stürzen. Gerade die Vermehrung des
Güterangebots ist für die Länder der Dritten Welt
das Gebot der Stunde.

Ohne Wachstum stellen sich auch in den entwik-
kelten Volkswirtschaften eine Reihe von Proble-
men ein: Das Angebot öffentlicher Güter in den
wichtigen Bereichen Ausbildung, Wohnungen,
Krankenhäuser und medizinische Versorgung
müßte erheblich beeinträchtigt werden. Und es
kann kein Zweifel sein, daß es sich hierbei um
wichtige Güter handelt. Sozialpolitische Leistun-
gen des Staates, insbesondere in der Alterssiche-
rung, werden in Frage gestellt.

Wachstum hat in der Vergangenheit die Entschär-
fung des Verteilungskonflikts — eine Reduzierung
gesellschaftlicher Spannungen — erlaubt, indem
die absolute Besserstellung aller Individuen er-
möglicht wurde. Ferner kann Wachstum unsere
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Beschäftigungsprobleme erleichtern. Schließlich
erlaubt Wachstum eine grössere Freizeit durch eine
Reduzierung der Arbeitszeiten; und nimmt man
Einkommenssicherung, Sicherheit des Arbeitsplat-
zes, Sicherheit der Altersversorgung zusammen —
so gestattet Wachstum letzten Endes neben dem
Mehr an Gütern auch einen größeren Bewegungs-
spielraum, mehr Freiheit und mehr Sicherheit als
eine Ökonomie mit Wachstumsstopp. Diese
Wachstumsverluste sind als Kosten der Umweltpo-
litik dem Nutzen aus der Umweltverbesserung
gegenüberzustellen.

22 Welchen institutionellen Aspekt hat die
Wertentscheidung ?

Neben dem inhaltlichen Aspekt der Abwägung
zwischen den Nutzen und Kosten der Umweltpoli-
tik gibt es einen institutionellen Aspekt der Zielbe-
stimmung. Dieser besteht in einer parlamentari-
schen Demokratie darin, daß die Präferenzen der
Bürger durch Wahlen zusammengefaßt werden.
Dabei ist es realistisch, davon auszugehen, daß die
Bürger unterschiedliche Präferenzen und Wertvor-
stellungen haben. Diese Abstimmung über Wah-
len mit dem Kampf verschiedener gesellschaftli-
cher Gruppen für ein „Ja" oder „Nein" kann als ein
Nachfrageverhalten der Bürger angesehen werden
und stellt einen Bewertungsmaßstab dar. Aller-
dings sind in der Regel die von verschiedenen Par-
teien geplanten Bereitstellungen öffentlicher
Güter unpräzise, die Kosten ihrer Bereitstellung
sind bestenfalls implizit gegeben aber nicht expli-
zit gemacht, und schließlich nimmt der einzelne
Wähler wertmäßige trade-offs zwischen den ihm
sympathischen und unsympathischen Teilen des
Parteiprogramms vor, so daß in bezug auf einzelne
öffentliche Güter keine Präferenzaufdeckung er-
folgt. Das Freifahrerproblem bleibt durch die
Wahlen weitgehend ungelöst.

Wahlen und der politische Prozeß als Abstim-
mungsmechanismus über die anzustrebende
Umweltqualität werfen eine ganze Reihe von Fra-
gen auf, die ich hier nur antippen kann.

Einmal stellt sich die Frage, inwieweit Minderhei-
ten durch Gerichte und Verfassung zu schützen
sind, etwa auch regionale Minderheiten, oder
inwieweit sich Minderheiten mit ihren Zielvorstel-
lungen der Mehrheitsentscheidung fügen müssen.
Zum anderen spielt die Frage „Parteien versus Bür-

gerinitiativen" hier hinein. Ein wichtiger Schritt
für die Überwindung des Zielkonflikts zwischen
Wirtschaftswachstum und Umweltverlust ist ein
Grundkonsens übe die Verfassung eines Landes
über alle Parteien hinweg, also ein Konsens über
die Verfahrensweisen bei Interessenkonflikten.

Im folgenden gehe ich davon aus, daß eine Gesell-
schaft die Kraft hat, die Wertentscheidung über die
anzustrebende Umweltqualität zu fällen, und daß
diese Entscheidung im Prinzip, wie ja bei anderen
Wertentscheidungen ebenfalls — etwa der Frage
der wirtschaftlichen Effizienz und der Einkom-
mensverteilung — akzeptiert wird. Können dann
Wirtschaftswissenschaftler Lösungen aufzeigen,
die den Zielkonflikt zwischen Umweltschutz und
wirtschaftlichem Wachstum entschärfen, die ihn
überwinden ? Damit komme ich zu meinem dritten
Punkt:

3. Beseitigt die Zuweisung der Umweltkosten
den Zielkonflikt?

3.1 Ist es notwendig, Umweltknappheit auszu-
weisen?

Zunächst muß die Frage gestellt werden, wie zwin-
gend das Bild der rauchenden Schlote ist. Müssen
die Schlote tatsächlich rauchen, wenn wirtschaftli-
ches Wachstum vorliegen soll? Sind Wachstum
und Umweltverschmutzung notwendigerweise un-
tereinander gekoppelt? Oder ist eine Entkoppe-
lung möglich?

Eine erste Antwort ist technologisch. Die Produk-
tionsmöglichkeitskurve in einer Volkswirtschaft
oder das Bild der rauchenden Schlote unterstellen
eine festgeschriebene Produktions- und Entsor-
gungstechnologie. Bei einer Änderung dieser Tech-
nologie entkoppeln sich wirtschaftliches Wach-
stum und Umweltschutz. Die wesentlich weiterge-
hende Antwort ist institutionell: Die zentrale
Ursache des Zielkonflikts zwischen Güterversor-
gung und Wirtschaftswachstum liegt dann, daß
Umwelt, obwohl ein knappes Gut, in der Vergan-
genheit als freies Gut zum Nulltarif — als All-
mende — genutzt werden konnte. Denn eine solche
institutionelle Regelung löst nicht das Problem der
konkurrierenden Verwendung. Das heißt, daß die
private Wirtschaftsrechnung der Produzenten die
Opportunitätskosten der Nutzung der Umwelt
nicht berücksichtigt. Oder anders ausgedrückt: Die
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Wirtschaftsrechnung enthält nur die einzelwirt-
schaftlichen internen Kosten, nicht jedoch diejeni-
gen Kosten, die durch externe Effekte bei anderen
Wirtschaftseinheiten verursacht werden. Die Nut-
zung der Umwelt zu einem Preis von Null führt zu
einer Diskrepanz von privaten und volkswirt-
schaftlichen Kosten. Was bedeutet diese Diskre-
panz? Sie bedeutet zweierlei: Es bestehen keine
Anreize, Schadstoffe zu vermeiden, es werden zu
viele Schadstoffe produziert, d. h. es findet eine
Übernutzung der Umwelt als Aufnahmemedium
von Schadstoffen statt. Und zweitens: Die Preise
der Güter enthalten nicht alle bei der Produktion
anfallenden volkswirtschaftlichen Kosten. Güter,
die z. B. durch Anfall von Schadstoffen die
Umwelt belasten und anderer Verwendungen
beeinträchtigen, drücken diese Belastungen und
die Opportunitätskosten nicht in ihren Preisen aus.
Die Kosten dieser Güter sind zu niedrig kalkuliert.
Folglich wird zuviel des umweltschädigenden
Gutes nachgefragt und produziert. Dies aber
bedeutet auch, daß der umweltintensiv produzie-
rende Sektor zu viele Produktionsfaktoren bindet;
er erfährt eine künstliche Protektion. Es findet eine
Verzerrung der Sektorstruktur zugunsten des
umweltschädigenden Sektors statt.

Die wirtschaftspolitische Empfehlung muß lau-
ten: Umwelt ist als ein knappes Gut zu behandeln,
und zwar Umwelt in ihrer Funktion als Aufnahme-
medium für Schadstoffe. Umwelt kann nicht wei-
terhin als freies Gut — als Allmende — behandelt
werden. In der Funktion als Aufnahmemedium
von Schadstoffen unterscheidet sich Umwelt nicht
von anderen knappen Gütern wie etwa Kohle,
Holz oder Erdöl.

Wie kann die Umweltpolitik die Knappheit der
Umwelt den privaten Wirtschaftssubjekten signa-
lisieren? Diese Signalisierung der Knappheit kann
man aus unterschiedlicher Perspektive angehen:

— Die Signalisierung der Knappheit ist ein Umset-
zungsproblem der Wirtschaftspolitik. Ist die anzu-
strebende Umweltqualität fixiert — etwa durch
eine politische Entscheidung — so stellt sich die
Frage, wie die Umweltpolitik das gewählte Ziel
erreichen kann. Allgemein gesprochen besteht das
Problem darin, die angestrebten Immissionsziele
den einzelwirtschaftlichen Einheiten, wie Haus-
halten und Unternehmen, zu signalisieren, also das
umweltpolitische Ziel zu transformieren.

— Die Signalisierung der Umweltknappheit ist ein
Problem der Definition von Nutzungsrechten. Das
Raumschiff Erde ist im Verlauf seiner Geschichte
immer wieder mit neuen Knappheiten konfron-
tiert worden. Seit der Vertreibung aus dem Paradies
ist die Menschheit damit beschäftigt, für die auftre-
tenden Knappheiten neue Nutzungsrechte zu defi-
nieren. Bei der Entwicklung dieser Nutzungsrechte
hat die Menschheit ein beachtliches Maß an Phan-
tasie entfaltet. Man denke etwa an Nutzungsrechte
für die zunächst jedem zugängliche Jagd, die Nut-
zung des Wassers (besonders in wasserarmen
Regionen der Erde) oder auch die Nutzungsrechte
beim Fischfang der Weltmeere. Was vielleicht vor
80 Jahren unvorstellbar war: Tiffany an der 5th
Avenue in Manhattan hat den Luftraum über sei-
nem Haus für 1 Mio $ verkauft, weil eine neue
Regelung eine Überbauung eines Grundstücks von
den angrenzenden Nachbargrundstücken aus zu-
ließ. Unsere differenziertere Sicht der verschiede-
nen Verwendungen der Umwelt macht deutlich,
daß für die eine oder andere Verwendungsform
durchaus Nutzungsregeln vorstellbar und prakti-
kabel sind. So kann man etwa für die Abgabe von
Schadstoffen durchaus Nutzungsrechte definieren,
etwa zulässige Mengen festlegen oder einen Preis
pro Emission verlangen.

— Die Signalisierung der Umweltknappheit ist ein
Anreizproblem.6) Dabei geht es um die Frage, wie
institutionelle Regelungen (Ordnungen) von der
Wirtschaftspolitik zu konzipieren sind, damit die
autonomen Einheiten — also Haushalte und
Unternehmen — die Ziele der Wirtschaftspolitik
erfüllen. Man denke daran, daß in der Bundesrepu-
blik etwa 20 Mio Haushalte und eine halbe Million
Unternehmen entscheiden. Wie müssen Anreize
gesetzt werden, damit alle diese Einzelheiten, die
ja autonom entscheiden und nicht durch den Staat
gleichgeschaltet sind, letztlich die gesellschaftli-
chen Ziele erreichen?
— Schließlich: Die Signalisierung der Umwelt-
knappheit kann als ein Problem des Ordnungsrah-
mens einer Marktwirtschaft interpretiert werden.
Wie sind die Rahmenbedingungen einzelwirt-
schaftlicher Tätigkeit in einer Marktwirtschaft zu
setzen, damit die gesamtwirtschaftlichen Ziele
erreicht werden? Wie ist diese Rahmenordnung zu
definieren?

Die hier angesprochenen Aspekte beleuchten alle
das gleiche Problem: Die Umweltknappheit muß
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durch entsprechende institutionelle Änderungen
ihren Ausdruck finden. Gesucht sind also solche
Anreize im marktwirtschaftlichen System, die
einen sparsamen Umgang mit dem knappen Gut
Umwelt in seiner Verwendung als Aufnahmeme-
dium von Schadstoffen sicherstellen. Man kann
auch sagen: Erforderlich ist eine Änderung der
Rahmenbedingungen des marktwirtschaftlichen
Systems in der Weise, daß einzelwirtschaftliche
Entscheidungen eine Übernutzung der Umwelt
vermeiden.

32 Wie wirkt sich die Zuweisung von Umwelt-
kosten auf Umweltnutzung und Wachstum
aus?

Welche Konsequenz hat eine solche Änderung?
Sie hat zwei wichtige Auswirkungen. Einmal: Wer-
den Anreize in das System eingebaut, sparsamer
mit dem Gut Umwelt umzugehen, so folgt, daß
— die Kosten der Umweltpolitik den Verursachern

zugewiesen werden;
— daß die gesamtgesellschaftliche Umweltgrenze

des Wachstums den Subsystemen signalisiert
wird;

— daß die einzelnen Subsysteme sparsamer mit
dem Gut Umwelt umgehen und eine Übernut-
zung vermeiden;

— daß die Phantasie der einzelnen Haushalte und
der Unternehmen angeregt wird, wie man
Schadstoffe vermeiden kann;

— daß die Sektorverzerrung zugunsten des um-
weltschädigend produzierenden Wirtschafts-
zweiges abgebaut wird.

Damit lassen sich Wirtschaftswachstum und
Umweltverschmutzung entkoppeln. Das Bild der
rauchenden Schlote gilt nicht mehr. Die Schlote
müssen nicht unbedingt rauchen, wenn ein Land
vor industrieller Kraft strotzt.

Zum anderen: Neben dem Einbau ökonomischer
Hebel in das Wirtschaftssystem bewirkt die Zuwei-
sung der Umweltkosten auch eine Änderung in der
Messung des wirtschaftlichen Wachstums. Im
Wachstumsmaß Bruttosozialprodukt ergibt sich
jetzt: der umweltintensive Sektor wird zurückge-
drängt (Mengeneffekt); soweit bei ihm Beseiti-
gungskosten entstehen, nimmt die Bewertung des
von ihm produzierten Gutes zu, denn die Beseiti-
gungskosten, also die Anstrengungen zur Verbesse-
rung der Umwelt werden als Wertschöpfung

erfaßt. Der Bruttosozialprodukt-Indikator ändert
sich in die richtige Richtung.

Die Zuweisung der Umweltkosten bewirkt sowohl
einen sparsameren Umgang mit dem Gut Umwelt
als auch eine adäquatere Bewertung des Gutes
Umwelt im Bruttosozialproduktsindex. Anstren-
gungen zur Verbesserung der Umweltqualität wie
der Bau eines Klärwerkes erscheinen auch als eine
Zunahme des Sozialprodukts — also auch als
Wachstum. Bei einem richtigen Ausweis der
Umweltkosten wirkt sich Umweltschutz also auch
als Wachstum — als qualitatives Wachstum — aus.
Dieses Wachstumsmaß setzt an der bereits disku-
tierten Verbesserung der Wohlfahrt an. Umwelt-
schutz und Wachstum stehen insoweit nicht mehr
im Zielkonflikt als umweltpolitische Maßnahmen
zugleich das qualitative Wachstum steigern.

Auch im Fall einer Präferenzverschiebung zugun-
sten des öffentlichen Gutes Umwelt wirkt die
Zuweisung der Umweltkosten in die richtige Rich-
tung. Wird das Gut Umwelt höher eingeschätzt
und setzt sich diese Bewertung im politischen
System durch, so wird ein stärkerer Anreiz in dem
Wirtschaftssystem wirksam, Umweltschäden zu
vermeiden. Gleichzeitig wird im Bruttosozialpro-
dukt eine höhere Wertschöpfung im Bereich des
Umweltschutzes ausgewiesen.

Zwei Punkte sind an dieser Stelle zu erwähnen.
Einmal setzt — wie bereits betont — die Zuweisung
der Umweltkosten eine politische Entscheidung
über die anzustrebende Umweltqualität voraus; es
muß also das Umweltziel politisch fixiert werden,
und die zugemessenen Umweltkosten hängen von
dieser Zielgröße ab. Zum anderen: Das Bruttoso-
zialprodukt wird von der Kostenseite her definiert,
also etwa wieviele Produktionsfaktoren eingesetzt
werden müssen, um ein Gut zu erstellen und nicht
von den Nutzen, die ein Gut stiftet. Umwelt-
schutzausgaben werden also insoweit erfaßt, als sie
Anstrengungen darstellen, eine gegebene Umwelt-
qualität aufrecht zu erhalten oder wiederherzustel-
len. Ob Ausgaben zur Verteidigung einer gegebe-
nen Wohlfahrtssituation im Sozialprodukt erfaßt
werden sollen, ist eine heiß umstrittene Debatte:

„Ausgaben für Nahrungsmittel schützen ge-
gen Hunger, Aufwendungen für Kleidung
gegen Kälte und Regen, Ausgaben für ärzt-
liche Versorgung gegen Krankheit und reli-
giöse Spenden gegen die Feuer der Hölle."7)
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Sollen alle diese Ausgaben vom Sozialprodukt
abgezogen werden?

3.3 Wie kann man Umweltkosten zuweisen?

Besteht Einigkeit darüber, daß die Umweltkosten
den Einzelsystemen zugewiesen werden sollen, so
ist zu diskutieren, mit welchen Maßnahmen dies
geschehen kann. Es stehen eine ganze Reihe von
Instrumenten zur Verfügung, mit denen die Um-
weltknappheit den Einzelsystemen signalisiert
werden kann. Einige dieser Instrumente sind besser
geeignet als andere, den Zielkonflikt einer Lösung
näher zu bringen.

Bei Emissionsnormen etwa schreibt der Staat den
Verschmutzern im Wege des Genehmigungsver-
fahrens vor, welche maximal zulässige Menge an
Schadstoffen sie an die Umwelt abgeben dürfen.
Der Staat regelt jeden einzelnen Schornstein. Die-
ser Ansatz des individuellen Schornsteins ist für
die Luftgütewirtschaft in vielen Ländern (Bundes-
republik Deutschland, USA) typisch. I. d. R. wird
verlangt, daß die Unternehmen den Stand der
Technik in Produktion und Entsorgung anwenden.
Genehmigungen werden solange erteilt, bis in
einer Region die Umweltqualität die gesetzlich
zulässigen Werte nicht verletzt. Dieses Verfahren
weist leider erhebliche Nachteile auf. Die Geneh-
migung zur Abgabe von Schadstoffen wird kosten-
los vergeben, es wird also kein Preis für die
Umweltnutzung institutionalisiert. Wer zuerst
kommt, verschmutzt zuerst.

Die Alteinsitzer in einer Region erhalten einen
künstlichen Produktionsvorteil. Dagegen können
sich Neuankömmlinge, wenn die Zielwerte der
Immissionen einmal überschritten sind, nicht
mehr in der Region niederlassen, obwohl sie viel-
leicht wesentlich umweltfreundlichere Technolo-
gien anwenden. Damit wird der Markteintritt für
neue Firmen begrenzt, Wettbewerb wird aus-
geschaltet. Die Arbeitnehmer erleiden einen Nach-
teil, da die Alteinsitzer den Arbeitsmarkt räumlich
gegen Neuankömmlinge abschirmen können. Die
regionale Wirtschaftsstruktur verkrustet. Die
schlimmste Konsequenz ist aber, daß staatliche
Instanzen den Stand der Technik nachweisen müs-
sen und Unternehmer sich in der Aufgabe verzeh-
ren, die Unmöglichkeit neuer technischer Lösungs-
ansätze oder deren wirtschaftliche Unvertretbar-
keit nachzuweisen. Damit geben die Unternehmen

die Rolle, neue technische Kombinationen durch-
zusetzen, an den Staat ab.

Aus umweltpolitischer Sicht ist es außerdem
bedenklich, daß Emissionsnormen die Kosten der
Umweltpolitik unnötig hoch ansetzen. Da die
Kosten der Umweltpolitik ein Bestimmungsfaktor
bei der anzustrebenden Umweltquahtät sind,
engen Emissionsnormen den Spielraum der Um-
weltpolitik unnötig ein.

Eine Besteuerung der an die Umwelt abgegebenen
Emissionen (etwa pro Tonne SO2) will den Nullta-
rif der Umweltnutzung beseitigen. Die Diskre-
panz von einzelwirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Kosten soll abgebaut werden. Gleichzeitig
soll ein Anreiz in das marktwirtschaftliche System
eingeführt werden, sparsamer mit der Funktion der
Umwelt als Aufnahmemedium von Schadstoffen
umzugehen. Dieser Ansatz geht von dem Konzept
aus, daß knappe Ressourcen über Preise den Subsy-
stemen einer Volkswirtschaft signalisiert werden
sollen.

Der Vorteil von Emissionssteuern, wie sie etwa in
der Wassergütewirtschaft der Bundesrepublik (Ab-
wasserabgabengesetz) institutionalisiert sind, liegt
darin, die Rahmenbedingungen des marktwirt-
schaftlichen Systems richtig zu definieren und
preisliche Hebel für die Lösung des Umweltpro-
blems einzusetzen. Ein weiterer Vorteil besteht
darin, daß Emissionssteuern als national unifor-
mes Instrument anwendbar sind, also nicht die
Abgrenzung von Umweltregionen voraussetzen.
Es muß aber bei Emissionssteuern ein geeigneter
Weg gefunden werden, daß die politisch gesetzten
Knappheitspreise zügig an geänderte Knappheits-
bedingungen angepaßt werden können. Aus der
Beratung und Verabschiedung des Abwasserabga-
bengesetzes wissen wir, daß Planung, Verabschie-
dung und Inkrafttreten eines solchen Gesetzes sich
über zehn Jahre und mehr erstrecken können. Die
Signalisierung einer Änderung der Knappheits-
preise darf aber eine solche lange Zeit nicht in
Anspruch nehmen. Man muß deshalb über Kon-
struktionen nachdenken, in denen die anzustre-
bende Umweltqualität der Entscheidung des Parla-
ments, die Setzung der Emissionssteuern aber ei-
ner Verordnung der Regierung überlassen bleiben.

Durch Emissionslizenzen strebt man an, den öko-
logischen Vorteil der Sicherstellung einer anzustre-
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benden Umweltqualität und den ökonomischen
Vorteil der Zielerreichung durch Anreize mit-
einander zu verbinden. Es werden so viele Geneh-
migungen ausgeteilt, wie es das Umweltqualitäts-
ziel erlaubt. Die Nachfragernach Genehmigungen
müssen um das knappe Gut Umweltverschmut-
zung konkurrieren. In einer abstrakten Vorstellung
versteigert der Staat die durch das Umweltquali-
tätsziel zulässigen Gesamtmengen an Emissionen
an die potentiellen Nachfrager. Der Markt für
Emissionsrechte weist dann das knappe Gut
„Umwelt" dem Meistbietenden zu. Dabei wird
auch sichergestellt, daß die richtigen relativen
Knappheitspreise für verschiedene Schadstoffe
und verschiedene Umweltmedien gefunden wer-
den.

Eine realitätsbezogene Version von Emissionsli-
zenzen sieht vor, daß einmal erteilte Genehmigun-
gen transferierbar gemacht werden. In diesem Fall
kann ein Neuankömmling in der Region das dem
Alteinsitzer gewährte Emissionsrecht durch eine
Kompensationszahlung erwerben. Dieses Verfahr-
ren wird auch in dem „Glockenkonzept"
(„Bubble") praktiziert, das von der amerikanischen
Umweltpolitik entwickelt wurde. Die entschei-
dende Innovation des Glocken-Konzepts besteht
darin, daß sich mehrere Emissionsquellen auf frei-
williger Basis (unter bestimmten Bedingungen) als
Glocke interpretieren können. Man stülpt sozusa-
gen über einzelne Emissionsquellen eine Glocke,
und die Umweltpolitik ist nur daran interessiert,
daß die insgesamt für die Glocke definierten Emis-
sionsmengen nicht überschritten werden. An wel-
cher Emissionsquelle welche Emissionsmengen
mit welcher Technologie beseitigt werden, wird
den Emittenten in der Glocke überlassen. Die
Umweltpolitik ist ergebnisorientiert.

Kehren wir zu unserem Ausgangsparadigma des
Raumschiffs Erde zurück, so sind in diesem Raum-
schiff eine ganze Reihe von Anpassungsprozessen
möglich, die Anreize in das ökonomische System
einführen, sparsamer mit Umwelt und Naturres-
sourcen umzugehen und den Zielkonflikt zwi-
schen wirtschaftlichem Wachstum und Umwelt-
schutz zu lösen. Umwelt kann nicht länger als
freies Gut, als Allmende, behandelt werden, son-
dern ist als ein knappes Gut aufzufassen, für das
— ähnlich wie bei Energie — der Preismechanismus
die richtigen Preissignale setzt. Genau dies hatten
vor etwa 200 Jahren die Altväter der Nationalöko-

nomie Adam Smith und David Ricardo erkannt.
Bei Ricardo8) heißt es:

„Die' Arbeiten der Natur werden nicht des-
halb großzügig bezahlt, weil sie viel tut —
sondern weil sie wenig tut. Wenn die Natur
knickrig wird mit ihren Geschenken, erfor-
dert sie einen höheren Preis für ihre Dienste.
Wo sie jedoch großzügig ist, arbeitet sie gra-
tis."
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